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1 Ausgangslage
11 Initiative und Gegenvorschlag des Regierungsrates

Am 17. November 2021 wurde die «Berner Solar-Initiative» eingereicht. Sie sieht eine Anderung des
Kantonalen Energiegesetzes vom 15. Mai 2011 (KEnG)? vor. Der Regierungsrat hat am 15. Dezember
2021 das Zustandekommen der Initiative festgestellt und er hat die Initiative am 3. Mai 2023 zusammen
mit seinem Gegenvorschlag dem Grossen Rat zur Beratung unterbreitet. Die Bau-, Energie-, Verkehrs-
und Raumplanungskommission (BaK) des Grossen Rates hat am 29. Juni 2023 beschlossen, einen eige-
nen Gegenvorschlag zur Initiative auszuarbeiten.

Der vorliegende Nachtrag der BaK stellt eine Erganzung zum betreffenden Vortrag des Regierungsrates
vom 3. Mai 2023 dar.

12 Anderung der bundesrechtlichen Grundlagen im Rahmen des «Energie-Mantelerlasses»
mit Bezug zur «Berner Solar-Initiative» und zu den Gegenvorschlagen

Die eidgendssischen Réte haben in der Herbstsession 2023 das Bundesgesetz uber eine sichere Strom-
versorgung mit erneuerbaren Energien verabschiedet (sogenannter «Energie-Mantelerlass»).? Gegen
den Erlass wurde das Referendum angekiindigt. Die Referendumsfrist endet am 18. Januar 2024.

Verschiedene Neuerungen der Gesetzesrevision auf Bundesebene stehen in einem engen Zusammen-
hang mit der «Berner Solar-Initiative» und dem Gegenvorschlag des Regierungsrates und verandern die
Ausgangslage in Bezug auf die kantonale Gesetzgebung.

Die am 30. September 2022 befristet eingefiihrte Solarpflicht fir Neubauten mit mehr als 300 Quadrat-
metern anrechenbarer Gebaudeflache (Art. 45a des Energiegesetzes vom 30. September 2016 [EnG]®)
soll mit dem Energie-Mantelerlass in eine unbefristete Anforderung tberfihrt werden. Neu sollen zudem
genlgend angepasste Solaranlagen nicht nur auf Dachern, sondern auch an Fassaden baubewilligungs-
frei sein, sofern sie sich nicht auf Kultur- und Naturdenkmalern von kantonaler oder nationaler Bedeu-
tung befinden (vgl. Art. 18a des Bundesgesetzes Uber die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (Raumpla-
nungsgesetz, RPG)“. Ferner ermdglicht der Mantelerlass neu den Bau freistehender Solaranlagen auch
ohne nationales Interesse ausserhalb von Bauzonen und ausserhalb der landwirtschaftlichen Nutzflache,
wenn sie in wenig empfindlichen oder in bereits mit anderen Bauten und Anlagen belasteten Gebieten
gebaut werden und der Aufwand flr die Erschliessung der betroffenen Grundstticke und fir den An-
schluss der Anlagen ans Stromnetz im Verhaltnis zur Leistung der Anlage angemessen ist (vgl. nArt.
24°s RPG).

Neu wird auch die Zonenkonformitat von Solaranlagen bei Parkplatzanlagen geregelt. In Bauzonen sind
Strukturen, welche die Gewinnung von Solarenergie Uber und am Rande von Parkplatzarealen mit 15
oder mehr Parkplatzen erméglichen, grundsatzlich zonenkonform. Die Gemeinden kénnen in ihrer Raum-
planung Parkplatzareale bezeichnen, bei denen solche Strukturen nicht oder nur unter gewissen Voraus-
setzungen zuldssig sind. Sie kbnnen solche Strukturen auf allen oder einem Teil der Parkplatzareale mit
weniger als 15 Parkplatzen fir grundséatzlich zonenkonform erklaren (vgl. nArt. 18a Abs. 2P RPG).

'BSG 741.1

2 BBI 2023 2301: Bundesgesetz vom 29. September 2023 {iber eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien (Anderung des Energiegesetzes und des
Stromversorgungsgesetzes).
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https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2023/2301/de

Eine weitere Neuerung ist die Moglichkeit, lokale Elektrizitatsgemeinschaften (LEG) zu bilden (vgl.

nArt. 17d ff. des Bundesgesetzes vom 23. Marz 2007 Uber die Stromversorgung [Stromversorgungsge-
setz, StromVG])°. Diese kdnnen das Gebiet einer Gemeinde umfassen und erlauben einen Abschlag auf
den Netznutzungstarif von bis zu 60 Prozent.

Durch verbesserte Forder- und Rahmenbedingungen, mehr Flexibilitat beim Netzzuschlagsfonds und ei-
nen garantierten minimalen Ruckliefertarif soll den kleineren Solaranlagen ausserdem eine Investitionssi-
cherheit gegeben werden.

Exkurs: Bundesregelung zu Planung und Ausbau des Elektrizitatsnetzes; Anforderungen an
Elektrizitdtsversorgungsunternehmen

Das Stromversorgungsgesetz des Bundes schafft die Voraussetzungen fiir eine sichere Elektrizitatsver-
sorgung sowie fir einen wettbewerbsorientierten Elektrizititsmarkt. Die Kantone bezeichnen die Netzge-
biete der auf ihrem Gebiet tatigen Netzbetreiber. Die Netzbetreiber sind verpflichtet, in ihrem Netzgebiet
alle Endverbraucher innerhalb der Bauzone und ganzjahrig bewohnte Liegenschaften und Siedlungen
ausserhalb der Bauzone sowie alle Elektrizitatserzeuger an das Elektrizitatsnetz anzuschliessen, wobei
die Kantone eine weitergehende Anschlusspflicht vorsehen kénnen (Art. 5 StromVG). Von dieser M6g-
lichkeit hat der Kanton Bern in Artikel 30 f. KEnG Gebrauch gemacht.

Die Energiewende mit dem angestrebten Zubau erneuerbarer Energien, wie unter anderem der Solar-
energie, bringt Herausforderungen fir die Netzbetreiber mit sich. Die Bestimmungen zum Netzbetrieb
und -ausbau sind grundsatzlich im Bundesrecht geregelt. Fir den Bau elektrischer Schwach- und Stark-
stromanlagen sieht Artikel 16 des Elektrizitatsgesetzes des Bundes vom 24. Juni 1902 (EleG)® ein Plan-
genehmigungsverfahren vor. Dies gilt auch fur die Erstellung von Niederspannungsverteilnetzen, fur die
der Bundesrat gestitzt auf Artikel 16 Absatz 7 EleG eine verfahrensmassige Erleichterung vorgesehen
hat. Soweit sich diese nicht in Schutzgebieten nach eidgendssischem oder kantonalem Recht befinden,
erfolgt die Genehmigung durch das Eidgenéssische Starkstrominspektorat (ESTI) nachtraglich anlasslich
der regelméassigen Inspektionen (Art. 1 Abs. 2 der Verordnung tber das Plangenehmigungsverfahren fur
elektrische Anlagen vom 2. Februar 2000 [VPeA]’). Mit der Plangenehmigung werden samtliche nach
Bundesrecht erforderlichen Bewilligungen erteilt. Kantonale Bewilligungen und Plane sind nicht erforder-
lich. Das kantonale Recht ist aber zu berlcksichtigen, soweit es das Unternehmen in der Erfullung seiner
Aufgaben nicht unverhaltnisméssig einschrankt (vgl. Art. 16 Abs. 3 und 4 EleG). In der Stromversor-
gungsverordnung des Bundes vom 14. Marz 2008 (StromVV)?2 sind auch die Aufgaben der Netzbetreiber
zur Sicherstellung der Versorgungssicherheit geregelt. Die Netzbetreiber werden darin unter anderem
verpflichtet, sogenannte Mehrjahresplane zur Netzplanung bei der Nennspannung tber 36 Kilovolt dem
Bund vorzulegen.

Im Energie-Mantelerlass des Bundes sind bezuglich Finanzierung des Netzausbaus wichtige Verbesse-
rungen enthalten. So ist vorgesehen, dass bendétigte neue oder verstarkte Netzanschlisse kinftig als
Netzverstarkungskosten angerechnet werden kénnen. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen,
dass die Netzanschlisse und der Ausbau der Infrastruktur auf dem Land aufgrund der grésseren Distan-
zen im Vergleich zu stadtischen Gebieten héhere Kosten verursachen. In dieser Hinsicht sollen den
Netzbetreibern zudem neu die Kosten fir den Netzausbau tber eine Pauschalgebihr abgegolten wer-
den, so dass sie den Netzausbau vorausschauend auf langere Sicht planen und ausfiihren konnen. Dies
erhoht die Effizienz des Netzausbaus und vermindert die Kostenunterschiede zwischen Stadt und Land.

°®SR 734.7
®SR 734.0
"SR 734. 25
8SR 734.71
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2. Giltigkeit von Artikel 59 Absatz 1 KEnG der Initiative

Gestitzt auf ein Rechtsgutachten beantragte der Regierungsrat dem Grossen Rat am 3. Mai 2023, die
«Berner Solar-Initiative» fur gltig zu erklaren.® Die Gliltigkeit von Initiativen hat der Grosse Rat zu beur-
teilen (Art. 59 Abs. 1 der Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993 [KV]'9). Initiativen sind ganz
oder teilweise unglltig zu erklaren, wenn sie gegen libergeordnetes Recht verstossen, undurchfihrbar
sind oder die Einheit der Form oder der Materie nicht wahren (Art. 59 Abs. 2 KV).

Die BaK hat festgestellt, dass die Artikel 39a — 39h der Gesetzesinitiative ausformuliert sind, der Arti-
kel 59 Absatz 1 KEnG hingegen nicht. Der Initiativtext zum Artikel 59 enthalt vielmehr Auslassungs-
punkte sowie zwei Anmerkungen in eckigen Klammern:*?

Art. 59
Gebaudeanpassungen sowie Abbruch und Neubau

! [geltendes Recht] Der Kanton kann Finanzhilfen an Gebaudeanpassungen gewahren, wenn... [neul]...
und die Anforderung von Artikel 39b erfillt ist.

Um zu klaren, wie die Gliltigkeit von Artikel 59 der Initiative zu beurteilen ist, insbesondere hinsichtlich
der Einheit der Form, hat die BaK ein externes Rechtsgutachten in Auftrag gegeben.'? Das Gutachten
sollte insbesondere klaren, wann und durch wen der Initiativtext von Artikel 59 abschliessend festzulegen
und wie die Initiative den Stimmberechtigten genau zu unterbreiten ist, sofern sie fur gultig erklart werden
kann.

Das Gutachten kommt zum Schluss, dass sich beziiglich Giiltigkeit von Artikel 59 Absatz 1 der Initiative
die Anforderungen der Einheit der Form und der Vereinbarkeit mit tibergeordnetem Recht als problema-
tisch erweisen. Der unvollstandig ausformulierte Initiativtext stellt laut Gutachten einen erheblichen
Verstoss gegen das Gebot der Klarheit dar. Durch Auslegung kdnne jedoch eindeutig ermittelt werden,
wie der Inhalt der Vorschrift bei korrekter Formulierung lauten musste, namlich:

Art. 59
Gebaudeanpassungen sowie Abbruch und Neubau

! Der Kanton kann Finanzhilfen an Gebaudeanpassungen gewahren, wenn eine Verbesserung um
mindestens zwei Effizienzklassen des Gebaudeenergieausweises der Kantone erzielt wird und die
Anforderung von Artikel 39b erfillt ist.

Gemass Gutachten ware eine teilweise Ungultigerklarung Uberspitzt bzw. unverhéltnismassig. Da sich
die redaktionelle Aufbereitung des Initiativtextes als weniger einschneidend erweise, kbénne Artikel 59
Absatz 1 der «Berner Solar-Initiative» gultig erklart werden. Die Redaktionskommission kénne den Teil-
satz fur die Abstimmungsvorlage entsprechend ergénzen.

Die BaK hat lber ihren Antrag betreffend Gultigkeit der Initiative zum Zeitpunkt der Eréffnung der Ver-
nehmlassung noch nicht entschieden.

°Vgl. Vortrag des Regierungsrates vom 3. Mai 2023 zum Grossratsbeschluss betreffend die Gesetzesinitiative «Berner Solar-Initiative» und den Gegenvorschlag des Regie-
rungsrates zur Anderung des kantonalen Energiegesetzes (KEnG), S. 8-9, sowie Fohse, Martin/Jager, Christoph/Bachmann, Gregor: «Berner Solar-Initiative». Prifung
der Giltigkeit der Volksinitiative und Hinweise zur Umsetzung. Rechtsgutachten im Auftrag der Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion des Kantons Bern vom

24. Juni 2022. Kellerhals Carrard Bern KIG.

“BSG 101.1

* Diesbeziiglich zu erwéahnen ist der Umstand, dass Artikel 59 Absatz 1 des KEnG vom Grossen Rat nach der Einreichung der Initiative geandert wurde, und zwar im
Bereich der Auslassungspunkte. Die Anderung trat am 01.01.2023 in Kraft.

2 Glaser, Andreas: Rechtsgutachten zur Giiltigkeit von Art. 59 Abs. 1 KEnG der «Berner Solar-Initiative» vom 15. September 2023. Universitat Ziirich/Zentrum fiir
Demokratie Aarau.

4/15



3. Gegenvorschlag der Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumplanungskommission

31 Zielsetzung des Gegenvorschlags

Die «Berner Solar-Initiative» verlangt, dass die Solarenergienutzung im Kanton Bern rasch ausgebaut
wird. Insbesondere das Potenzial der Nutzung von Photovoltaik und Solarthermie auf und an Gebauden
soll gemass der Initiative besser genutzt werden. Angesichts der grossen Herausforderungen im Ener-
giebereich unterstitzt die BaK das Vorhaben, dass der Zubau der Solarenergienutzung bei Gebauden
beschleunigt werden soll. Die Kommission teilt aber die Auffassung des Regierungsrates, dass die von
der Initiative vorgesehene Nachristungspflicht bei bestehenden Bauten bis 2040 unverhéltnismassig ist.

Der Gegenvorschlag des Regierungsrates sieht ebenfalls eine Solarpflicht bei Neubauten und bei
Dachsanierungen von bestehenden Bauten vor. Im Gegensatz zur Initiative verzichtet er jedoch auf eine
Solarpflicht an Fassaden und auf eine Frist fir die Nachriistung aller bestehenden Bauten. Diesem An-
satz schliesst sich die BaK an. Aus Sicht der Kommission kénnen die Kernelemente des Gegenvor-
schlags wirkungsvoll zum Erreichen der Klima- und Energieziele des Kantons und des Bundes beitragen
und sind gleichzeitig vollzugstauglich und fir Gebaudeeigentiimerinnen und -eigentimer zumutbar.

Der Handlungsbedarf auf kantonaler Ebene hangt jedoch stark von der Gesetzgebung auf Bundesebene
ab. Namentlich aufgrund des «Energie-Mantelerlasses», der in der Herbstsession 2023 vom Bundespar-
lament verabschiedet wurde, ist fiir die Kantone eine neue Ausgangslage entstanden. Unter anderem um
den Gesetzgebungsprozess auf die veranderten Rahmenbedingungen auf Bundesebene abstimmen zu
konnen, hat die BaK daher einen eigenen Gegenvorschlag zur «Berner Solar-Initiative» ausgearbeitet.
Dieser stitzt sich zu grossen Teilen auf den Gegenvorschlag des Regierungsrates ab.

Im Rahmen ihres Gegenvorschlags will die BaK die zum Teil unbestimmten Begrifflichkeiten im Gegen-
vorschlag des Regierungsrates konkretisieren. An der Definition von «geeigneten» Dachflachen, einer
«moglichst vollstédndigen» Ausstattung oder einer «umfassenden Erneuerung» der Dachflachen bemisst
sich letztlich, inwieweit die geforderte Solarpflicht zur Sicherung der kiinftigen Energieversorgung bei-
tragt und welche Auswirkungen sie fir die Gebaudeeigentiimerinnen und -eigentiimer hat. Die Definition
der Bemessungskriterien erfolgt dabei aus Sicht der BaK richtigerweise auf Verordnungsebene. Dies er-
laubt es insbesondere, die Kriterien dem Sinn und Geist des Gesetzes entsprechend den teils raschen
technischen Entwicklungen im Bereich der Solarenergie anzupassen. Mit Blick auf die Ausfiihrungsbe-
stimmungen und die Organisation des Vollzugs will die BaK jedoch namentlich mit dem vorliegenden
Nachtrag zum Vortrag des Regierungsrates klare Hinweise geben und gewisse Leitplanken setzen. Sie
will so eine konkrete Grundlage schaffen flr die politischen Diskussionen zur «Berner Solar-Initiative»
und zu den vorliegenden Gegenvorschlagen. Dadurch sollen Hauseigentiimerinnen und Hauseigenti-
mer, rechtsanwendende Behorden und die betroffenen Branchen mehr Klarheit erhalten und es soll eine
einfache, rasche und nachvollziehbare Umsetzung der neuen Regelungen erméglicht werden.
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32 Erlauterungen zu den Artikeln des Gegenvorschlags der Bau-, Energie-, Verkehrs- und
Raumplanungskommission

Artikel 39a des Gegenvorschlags

Absatz 1

Gemass der «Berner Solar-Initiative» soll die solarthermische Nutzung der Solarenergie der Nutzung fur
Solarstrom gleichgestellt sein. Der Regierungsrat halt in seinem Vortrag zur «Berner Solar-Initiative»
fest, dass dieser Sachverhalt inzwischen im geltenden Recht geregelt ist, namlich auf Verordnungsstufe
in Artikel 31a der Kantonalen Energieverordnung vom 26. Oktober 2011 (KEnV)?*3. Die BaK mdéchte die
Gleichstellung von Solarthermie und Photovoltaik auf Gesetzesstufe verankern und hat daher den Arti-
kel 39a Absatz 1 aus dem Gegenvorschlag des Regierungsrates entsprechend erganzt. Die Ergdnzung
lasst die Mdglichkeit offen, dass nebst Solarthermie und Photovoltaik auch allfallige weitere (kiinftige)
Technologien zur Nutzung der Solarenergie eingesetzt werden.

Absatz 2

Der Gegenvorschlag der BaK tbernimmt grundséatzlich auch Absatz 2 des Gegenvorschlags des Regie-
rungsrates. Neben der allgemeinen Pflicht zur Ausstattung von neuen Bauten mit Anlagen zur Solarener-
gienutzung gemass Absatz 1 schreibt diese Bestimmung zusétzlich vor, dass geeignete Dachflachen
maoglichst vollstandig mit Solaranlagen auszustatten sind. Damit soll verhindert werden, dass nur ein klei-
ner Teil der geeigneten Flachen genutzt wird. Welche Dachflachen als geeignet gelten und wann die
Ausstattung «maoglichst vollstandig» ist, soll auf Verordnungsstufe geregelt werden (vgl. Erlauterungen
zu Abs. 4).

Je nach topografischer Lage, Ausrichtung und Form des Geb&audes und der Dachflachen kann es fir Ge-
baudeeigentimerinnen und -eigentiimer sinnvoll sein, einen Teil des Ertrags oder den gesamten Ertrag
aus der Solarenergienutzung durch Anlagen an der Fassade zu erzielen. Der Gegenvorschlag der BaK
enthalt aus diesem Grund zusétzlich die Bestimmung, dass die Solarenergienutzung an der Fassade an-
gerechnet werden kann. Damit soll klargestellt werden, dass von einer vollstandigen Ausstattung der ge-
eigneten Dachflachen abgewichen werden kann, wenn Anlagen zur Solarenergienutzung an der Fassade
installiert werden. Die zu erreichende Ausstattung des Dachs reduziert sich dabei um den Umfang der
Solarenergienutzung an der Fassade.

Der Gegenvorschlag der BaK legt damit nicht zwingend fest, ob eine Anlage auf dem Dach oder an der
Fassade angebracht wird. Die Bauherrschaft erhéalt so Gestaltungsspielraum, um eine Ldsung zu reali-
sieren, die aufgrund der Gegebenheiten des einzelnen Gebaudes insgesamt vorteilhaft ist. Diese Rege-
lung bertcksichtigt auch, dass die Installation von Solaranlagen an Fassaden neu durch Bundesrecht
vereinfacht werden soll. So sollen gemass Artikel 18a Absatz 1 RPG genlgend angepasste Solaranla-
gen in Bau- und in Landwirtschaftszonen kinftig nicht nur auf Dachern, sondern auch an Fassaden
grundsatzlich baubewilligungsfrei sein.'* Mit dem Gegenvorschlag des Regierungsrates sind nach Auf-
fassung der BaK die geeigneten Dachflachen auch dann vollstandig auszustatten, wenn Solaranlagen an
der Fassade installiert werden.

Absatz 3
Der Gegenvorschlag der BaK ist identisch mit dem Gegenvorschlag des Regierungsrates.

Absatz 4
Die BaK hat Absatz 4 gegeniiber dem Gegenvorschlag des Regierungsrates prazisiert. Der Mindestum-
fang der Solarenergienutzung gemass Absatz 1 sowie die Kriterien fiir die Eignung und fiir die moglichst

13
BSG 741.111
* Die Kriterien, wann Solaranlagen an Fassaden als geniigend angepasst im Sinne des Gesetzes gelten, sind vom Bund auf Verordnun gsstufe noch zu konkretisieren.

6/15



vollstandige Ausstattung der Dachflachen geméss Absatz 2 sollen in der Verordnung festgelegt werden.
Die Prazisierung dient einerseits der Klarung, dass sich der Mindestumfang auf die generelle Solarpflicht
gemass Absatz 1 bezieht. Andererseits wird sichergestellt, dass die Verordnung auch fir das Erfordernis
der mdglichst vollstandigen Ausstattung der Dachflachen klare Kriterien festzulegen hat.

Geeignete Dachflachen

Absatz 2 sieht unter anderem vor, dass geeignete Dachflachen von Neubauten méglichst vollstandig mit
Solaranlagen auszustatten sind. Bei umfassender Erneuerung der Dachflachen soll diese Anforderung
auch fir bestehende Bauten gelten. Fir Bauherrschaften und Gebaudeeigentiimerinnen und -eigentu-
mer, die einen Neubau bzw. eine Dachsanierung planen, wie auch fir die involvierten Fachleute und Be-
hérden muss dabei mit moéglichst geringem Aufwand und eindeutig feststellbar sein, welche Dachflachen
des Gebaudes als geeignet im Sinne des Gesetzes gelten. Die BaK erachtet es zu diesem Zweck als
sinnvoll, in der Verordnung die Eignung des Daches sowohl bei Neubauten als auch bei bestehenden
Gebauden auf die Kriterien des Solarkatasters des Bundes abzustiitzen. Das Solarkataster wird unter
der Leitung des Bundesamts fiir Energie gefiihrt und periodisch aktualisiert. Die Datengrundlagen sind in
der Bundesverwaltung vorhanden. Das Solarkataster ist unter der Webseite sonnendach.ch 6ffentlich
einsehbar und zeigt fur jede Adresse in der Schweiz an, wie gut die verschiedenen Flachen der beste-
henden Dacher fir die Nutzung von Solarenergie geeignet sind und welcher Ertrag mdglich ist. Die Be-
rechnungsgrundlagen und Bewertungskriterien sind ebenfalls verfugbar. Als geeignet im Sinne des Ge-
setzes sind demnach generell Dachflachen einzustufen, die den Kriterien fir die auf sonnendach.ch ver-
wendeten Kategorien «gut», «sehr gut» und «hervorragend» entsprechen, im Gegensatz zu Dachflachen
der Kategorien «mittel» und «gering».

Maoglichst vollstandige Ausstattung geeigneter Dachflachen

Wenn sich Dachflachen fir die Solarenergienutzung eignen, dann sind sie geméss Absatz 2 mdglichst
vollstandig mit Anlagen zur Solarenergienutzung auszustatten. Dies gilt auch dann, wenn die Solarener-
gienutzung damit Uber den Mindestumfang der generellen Solarpflicht geméass Absatz 1 hinausgeht (vgl.
nachfolgenden Abschnitt Mindestumfang der Solarenergienutzung). Vorbehalten bleibt die Kompensation
durch Anlagen an der Fassade (vgl. Erlauterungen zu Abs. 2).

In der Verordnung sollen eine Bezugsgrosse und ein Minimalwert fir die méglichst vollstandige Ausstat-
tung festgelegt werden. Die Anforderung soll auf den Giberwiegenden Teil der Geb&aude direkt anwendbar
sein und fir Bauherrschaften und Behorden einfach festgestellt und umgesetzt werden kénnen. Sie hat
sich deshalb auf bestehende Kenngréssen und verbreitete Standards zu stiitzen. Die BaK schlagt des-
halb vor, einen Minimalwert festzulegen, der Bezug nimmt auf die Bruttoflache der geeigneten Dachfl&-
che: Bei Neubauten sind mindestens 60 Prozent der Bruttoflache jeder geeigneten Dachflache mit Solar-
anlagen auszustatten, bei bestehenden Bauten mindestens 40 Prozent der Bruttoflache jeder geeigneten
Dachflache. Damit wird bericksichtigt, dass ein Teil des Daches fur Dachaufbauten und Dachfenster so-
wie fir Wartungswege und ahnliches genutzt wird und dass zudem bestehende Bauten oftmals komple-
xere Dachstrukturen aufweisen.

Diese Minimalanforderung an die Ausstattung geeigneter Dachflachen stitzt sich auf bestehende Miner-
gie-Berechnungen ab: Bei Neubauten hat sich gezeigt, dass sich die Quote von mindestens 60 Prozent
durch Berucksichtigung in der Planung grundsétzlich bei allen Dachern realisieren lasst und so als Basis
fir den notwendigen Solarertrag in der Minergie-Kennzahl beriicksichtigt wird. Der Minergie-Standard fur
Sanierungen sieht jedoch nur den halben Solarertrag von Neubauten vor, d.h. mindestens 30 Prozent
der geeigneten Bruttodachflache. Die Auswertungen aus den Gebaudedaten zeigen jedoch, dass sich
eine Quote von mindestens 40 Prozent grundséatzlich bei allen bestehenden Bauten realisieren lasst.

Diese Bemessungsweise ist technologieoffen, auf alle Gebaudetypen anwendbar und ergibt bei allen

Gebauden eine relativ grosse Dachnutzung. Sie hat zudem den Vorteil, dass sie einfach berechnet und
Uberpruft werden kann.
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Um kleine Dachflachen und Nebendacher (z.B. Lukarnen, Autounterstand) zu befreien, sollen nach An-
sicht der BaK Dach- und Terrassenflachen mit einer Bruttoflache von weniger als 50 Quadratmetern in
der Verordnung von der Solarpflicht ausgenommen sein. Damit wird Uberdies auch sichergestellt, dass
keine Solaranlagen installiert werden missen, die kleiner als 20 Quadratmeter sind.

Mindestumfang der Solarenergienutzung

In Bezug auf die generelle Solarpflicht geméss Absatz 1 gibt der Gegenvorschlag von Regierungsrat und
BaK vor, dass anders als in der Initiative vorgesehen nicht die minimale Leistung der Anlage, sondern
der Mindestumfang der Energienutzung massgeblich sein soll. Damit kénnen die unterschiedlichen Tech-
nologien von thermischen und elektrischen Solaranlagen besser beriicksichtigt werden.

Der Mindestumfang kommt insbesondere dann zum Tragen, wenn Gebaude Uber keine oder sehr we-
nige geeignete Dachflachen verfligen. Im Sinne einer Minimalanforderung fir die Solarenergienutzung
soll mit dem Mindestumfang sichergestellt werden, dass auch solche Gebaude ein bestimmtes Minimum
an Solarenergie nutzen. Bezugsgrosse und Schwellenwert fir den Mindestumfang sind in der Verord-
nung festzulegen und wiederum so zu wahlen, dass die Anforderung auf den Uberwiegenden Teil der
Gebaude direkt anwendbar ist und fur Bauherrschaften und Behérden einfach festgestellt und umgesetzt
werden kann. Die Anforderung hat sich deshalb auf vorhandene Kenngréssen und verbreitete Standards
zu stiitzen. Die BaK schlagt vor, einen Mindestumfang von 10 Prozent der anrechenbaren Gebaudefla-
che vorzusehen. Dieser Mindestumfang entspricht dem bereits heute geltenden kantonalen Recht fiir
grosse Neubauten mit mehr als 300 Quadratmetern anrechenbarer Geb&udeflache (Art. 31a Abs. 2
KEnV1).

Exkurs: Zusammenhang mit den Vorschriften zur gewichteten Gesamtenergieeffizienz

Die Vorschriften zur Solarenergienutzung, die mit den Gegenvorschldgen des Regierungsrates und der
BaK verbunden sind, tangieren die geltenden Vorschriften zur gewichteten Gesamtenergieeffizienz nicht,
die mit der Revision des Kantonalen Energiegesetzes per Anfang 2023 in Kraft getreten sind. Die Vor-
schriften gelten gleichzeitig. Die Energienutzung der installierten Solaranlagen fliesst als Bestandteil der
Eigenenergieproduktion in die Berechnung der gewichteten Gesamtenergieeffizienz mit ein.

Absatz 5

Die Gebaudeeigentiimerinnen und Gebaudeeigentiimer haben im begrindeten Ausnahmegesuch nach-
zuweisen, dass die Solarenergienutzung im konkreten Fall technisch nicht moglich oder wirtschaftlich
unverhdaltnismassig ist. Diese Ausnahmeregelung in Absatz 5 des Gegenvorschlags stitzt sich auf die
Bundesvorgaben von Artikel 45a Absatz 2 EnG in Bezug auf neue Geb&aude mit einer anrechenbaren
Gebaudeflache von mehr als 300 Quadratmetern. Die BaK tUbernimmt diese Bestimmung des regie-
rungsratlichen Gegenvorschlags ohne Anpassungen am Wortlaut.

Fur die Frage der wirtschaftlichen Verhaltnismassigkeit erfolgt grundsatzlich eine im Verwaltungsrecht
Ubliche Verhéltnismassigkeitsprifung. Die Bauherrschaft misste belegen, dass die Pflicht zur Solarener-
gienutzung fur sie im konkreten Fall eine unzumutbare Harte darstellen wirde. Diese Regelung gilt be-
reits heute fir die Solarpflicht gemass Artikel 31a Absatz 2 KEnV fur grosse Neubauten mit Gber

300 Quadratmetern anrechenbarer Gebéaudeflache (vgl. Vortrag des Regierungsrates vom 16. November
2022 zur Anderung der KEnV). Fiir die Beurteilung, ob die Installation einer Solaranlage wirtschaftlich
unverhaltnismassig ist, ist dabei nicht von Belang, ob sich die Anlage flir die Bauherrschaft wirtschaftlich

> Mit Artikel 31a KEnV wurde die Bundesvorgabe von Artikel 45a EnG in der Fassung vom 30. September 2022 (AS2022 543) im kantonalen Recht umgesetzt.
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lohnt oder nicht. Massgeblich fir die Beurteilung sind vielmehr die Ublichen Installationskosten vergleich-
barer Anlagen. Liegen die Kosten fir die Installation einer Solaranlage im konkreten Fall um einen be-
stimmten Wert tber den Ublichen Kosten, so wird von einer wirtschaftlichen Unverhaltnismassigkeit aus-
gegangen. Die BaK halt diesbezlglich die Schwelle von 10 Prozent Gber den Ublichen Kosten fir sinn-
voll, zumal dies der gangigen Vollzugspraxis bei Ausnahmegesuchen entspricht. Dieser Wert steht auch
im Einklang mit den Erfahrungen aus der Férderung, wo davon ausgegangen wird, dass bei nichtamorti-
sierbaren Mehrkosten von bis zu 10 Prozent eine Foérderung einem reinen Mitnahmeeffekt entsprechen
wirde. Es bleibt darauf hinzuweisen, dass die Beurteilung der wirtschaftlichen Verhaltnismassigkeit von
den Behdrden und Rechtsmittelinstanzen im Streitfall frei Uberprift wird.

Zur Frage der Gesamtwirtschaftlichkeit einer Solaranlage aus Eigentiimersicht ist im Ubrigen von Bedeu-
tung, dass in der Bundesgesetzgebung gemass dem Energie-Mantelerlass fir die Elektrizitdt aus erneu-
erbaren Energien kinftig eine Vergltung im Umfang des vierteljahrlich gemittelten Marktpreises im Zeit-
punkt der Einspeisung entrichtet werden soll. Flir Anlagen bis zu einer Leistung von 150 Kilowatt legt der
Bundesrat gemass dem Energie-Mantelerlass kiinftig Minimalvergitungen fest. Diese orientieren sich an
der Amortisation von Referenzanlagen uber ihre Lebensdauer (vgl. nArt. 15 Abs. 1P EnG). Aktuell wiirde
dies einer Mindestvergutung von 9 Rappen pro Kilowattstunde entsprechen. Dadurch wird ein gewisser
Minimalertrag aus der Investition in eine Solaranlage garantiert, was zu mehr Planungssicherheit fir die
Eigentimerinnen und -eigentumer fuhrt. Im Normalfall ist somit die Installation einer Solaranlage auch
dann zumutbar, wenn der Strom ins Netz eingespeist wird.

Angesichts der aktuell stark gestiegenen Nachfrage nach Anlagen zur Solarenergienutzung im Gebau-
debereich und des damit verbundenen hohen Bedarfs an Fachkraften und Materialien kann es heute fur
Bauherrschaften zu gewissen Wartezeiten fir die Realisierung einer geplanten Solaranlage kommen. Im
kunftigen Falle, dass an einem Gebaude dringende Dachsanierungen notig werden, die geméass Artikel
39b Absatz 1 die Installation einer Solaranlage erfordern, diese Installation aber aufgrund der Marktsitua-
tion nicht innert niitzlicher Frist realisiert werden kann, so steht auf der Grundlage von Absatz 5 grund-
satzlich der Weg eines Ausnahmegesuchs offen. Sofern die Dachsanierung eine Baubewilligung erfor-
dert, kbénnte zunéchst die Geltungsdauer der Baubewilligung verlangert werden (vgl. Art. 42 Abs. 3 des
Baugesetzes vom 9. Juni 1985 [BauG])*®. Eine wirtschaftliche Unverhaltnisméssigkeit kann auch entste-
hen, falls eine Solaranlage eine Netzverstarkung bedingen wiirde, die aufgrund der Distanz zum Netzan-
schluss unzumutbare Kosten mit sich bringen wirde. Auch in einem solchen Fall besteht grundséatzlich
die Mdglichkeit eines Ausnahmegesuchs.

Absatz 5 ist als Kann-Bestimmung formuliert. Nichtsdestotrotz besteht — wie im Anwendungsbereich von
Artikel 26 BauG — ein Rechtsanspruch auf Erteilung einer Ausnahmebewilligung, wenn die gesetzlichen
Voraussetzungen erfillt sind.'” Das Verwaltungsgericht pruft die Frage, ob eine Ausnahmesituation vor-
liegt, frei.*® Somit liegt es nicht im abschliessendem Ermessen der Verwaltung zu entscheiden, ob eine
Ausnahmebewilligung gewahrt wird. Die Erteilung einer Ausnahmebewilligung setzt jeweils eine Interes-
senabwagung voraus, da im Einzelfall von der allgemeinen gesetzlichen Ordnung abgewichen wird.

Artikel 39b des Gegenvorschlags

Absatz 1

Umfassende Erneuerung der Dachflachen

Der Gegenvorschlag der BaK Ubernimmt Absatz 1 des Gegenvorschlags des Regierungsrates unveréan-
dert: Bestehende auf Dauer angelegte Bauten sind dann mit Anlagen zur Solarenergienutzung auszu-
statten, wenn ihre Dachflachen umfassend erneuert werden. Fir Gebaudeeigentimerinnen und -eigenti-
mer, Behdrden und mit der Sanierung beauftragte Fachleute ist es dabei wichtig, eindeutig feststellen zu

16

BSG 721.0
" vgl. Ludwig, Peter/Stalder, Beat (2021): Offentliches Baurecht. in: Feller/Mller (Hrsg.): Bernisches Verwaltungsrecht, 3. Auflage, 8. Kapitel Rz. 98 und Fn. 132.
8 ygl. BVR 2015 S. 156 E. 4.2.
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kénnen, in welchen Fallen eine Dachsanierung diese Anpassungspflicht auslost. Die BaK schlagt aus
diesem Grund folgende Regelung vor: Sobald bei bestehenden Gebauden bei der Sanierung einer ge-
eigneten Dachflache die Eindeckung oder Abdichtung auf 40 Prozent der Bruttoflache dieser Dachflache
betroffen ist, muss diese Dachflache grundséatzlich die Anforderungen gemaéss Artikel 39a erfillen. Eine
Anpassungspflicht fir weitere Dachflachen, die nicht saniert werden, ergibt sich daraus nicht. Wie bei
Neubauten sind auch bei Bestandesbauten kleine Dachflachen und Nebendacher (z.B. Lukarnen, Auto-
unterstand) zu befreien. Dach- und Terrassenflachen mit einer Bruttoflache von weniger als 50 Quadrat-
metern sind von der Anpassungspflicht ausgenommen.

Werden somit bei bestehenden Bauten nur kleine oder fir die Solarenergienutzung ungeeignete Dachfla-
chen saniert, welche ohnehin nicht mit einer Solaranlage ausgestattet werden miissen, soll dies nach
dem Willen der BaK keine Anpassungspflicht auslésen.

Der Regierungsrat soll in der Verordnung differenzierte Anforderungen fir Bestandesbauten festlegen
koénnen. So soll insbesondere die Anforderung der vollstandigen Ausristung geeigneter Dachflachen fiir
bestehende Gebaude tiefer angesetzt werden als fir Neubauten. Demnach waren bei umfassender Er-
neuerung der Dachflachen einer bestehenden Baute statt mindestens 60 Prozent nur mindestens

40 Prozent der geeigneten Bruttodachflache mit Anlagen zur Solarenergienutzung auszustatten (vgl. Er-
lauterungen zu Art. 39a Abs. 4).

Absatz 2

Gemass dem Gegenvorschlag der BaK sollen Kulturdenkmaler von kantonaler oder nationaler Bedeu-
tung im Sinne von Artikel 18a Absatz 3 RPG generell von der Pflicht zur Ausstattung mit Anlagen zur So-
larenergienutzung ausgenommen werden. Der Begriff der «Kulturdenkmaéler von kantonaler oder natio-
naler Bedeutung» deckt sich mit jenem, der in Artikel 18a Absatz 3 RPG als Kriterium fiir die Baubewiilli-
gungspflicht von Solaranlagen verwendet wird. In Artikel 32b der Raumplanungsverordnung des Bundes
vom 28. Juni 2000 (RPV)* wird naher beschrieben, was unter diesem Begriff zu verstehen ist: Kultur-
denkmaler sind unter anderem Gebiete, Baugruppen und Einzelelemente gemass dem Bundesinventar
der schiitzenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeutung (ISOS) mit Erhaltungsziel A (vgl.
Art. 32b Bst. b RPV) oder auch Objekte, die im vom Bund genehmigten Richtplan als Kulturdenkmaler
von kantonaler Bedeutung bezeichnet werden (vgl. Art. 32b Bst. f RPV). Letztere stimmen Uberein mit
den im kantonalen Recht als «schitzenswerte Baudenkmaéler» und «erhaltenswerte Baudenkmaler, die
Bestandteil einer im Bauinventar aufgenommenen Baugruppe sind» bezeichneten Baudenkmaélern, in
Fachkreisen oft auch «K-Objekte» genannt (vgl. Art. 13 Abs. 3 der Bauverordnung vom 6. Marz 1985
[BauV]?°). Das Bauinventar des Kantons Bern umfasst rund 21 500 K-Objekte. Dies entspricht rund

5,3 Prozent des kantonalen Gesamtgebaudebestands (Angaben Stand Oktober 2023, ohne Stadt Bern).

Mit dieser Regelung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass das Raumplanungsrecht des Bundes
bestimmt, dass Solaranlagen solche Denkmaler nicht wesentlich beeintréachtigen durfen. Indem entspre-
chende Objekte generell von der Pflicht zur Solarenergienutzung ausgenommen werden, werden potenti-
elle Konflikte zwischen der Pflicht zur Solarenergienutzung und dem Denkmalschutz vermieden. Insoweit
ist der Geltungsbereich der Pflicht zur Solarenergienutzung auf jenen der Bewilligungspflicht fir geni-
gend angepasste Solaranlagen abgestimmt: Die Pflicht zur Solarenergienutzung gemass Gegenvor-
schlag der BaK soll fiir alle Geb&ude gelten, bei denen grundsétzlich eine Solaranlage bereits heute
ohne Baubewilligung auf dem Dach installiert werden kann (vgl. dazu auch Kasten unten). Selbstver-
standlich steht es den Eigentiimerinnen und Eigentiimern von Kulturdenkmalern von kantonaler oder na-
tionaler Bedeutung frei, ihre Bauten auf freiwilliger Basis mit Anlagen zur Solarenergienutzung auszustat-
ten, sofern die entsprechenden Bewilligungsvoraussetzungen erflllt sind.

* SR 700.1
2 BSG 721.1
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Exkurs: Solaranlagen an bestehenden Gebauden sind bereits heute meistens baubewilligungsfrei

Die Uberwiegende Mehrheit der Solaranlagen an bestehenden Gebauden kann baubewilligungsfrei in-
stalliert werden. Gemass Artikel 18a Absatz 1 RPG und Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f des Dekrets vom
22. Méarz 1994 Uiber das Baubewilligungsverfahren (Baubewilligungsdekret, BewD)?! sind in Bau- und
Landwirtschaftszonen Solaranlagen auf Dachern baubewilligungsfrei, wenn sie genligend angepasst
sind bzw. den kantonalen Richtlinien?? entsprechen. Bei Inkrafttreten des Energie-Mantelerlasses gilt
dies auch fur Solaranlagen an Fassaden. Solche Anlagen sind lediglich der zustandigen Behdrde zu mel-
den (Meldepflicht). Den Richtlinien entsprechende Solaranlagen machen in der Praxis den Uberwiegen-
den Teil der neuen Solaranlagen an bestehenden Geb&auden aus.

Solaranlagen, die nicht den Richtlinien entsprechen, bendétigen eine Baubewilligung. In diesen Fallen hat
die Baubewilligungsbehérde die Bewilligungsfahigkeit zu beurteilen. Dabei hat sie insbesondere das
Ubergeordnete Bundesrecht zu beachten, das bestimmt, dass die Interessen an der Nutzung der Solar-
energie auf bestehenden oder neuen Bauten den asthetischen Anliegen grundséatzlich vorgehen (Art.
18a Abs. 4 RPG).

Bei Neubauten ist die Solaranlage nicht zwingend Teil der Baubewilligung, falls es sich um eine bewiilli-
gungsfreie Anordnung handelt. Gemass der «Berner Solar-Initiative» und den Gegenvorschlagen von
Regierungsrat und BaK ware jedoch kiinftig im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens nachzuweisen,
dass die Solarpflicht erfllt wird.

Solaranlagen auf Kultur- und Naturdenkmalern von kantonaler oder nationaler Bedeutung bedurfen nach
Bundesrecht stets einer Baubewilligung (Art. 18a Abs. 3, Satz 1 RPG und Art. 32b RPV). Die Kulturdenk-
maler von kantonaler Bedeutung nach Bundesrecht (Art. 32b Bst. f RPV) sind diejenigen, welche im ber-
nischen kantonalen Recht «schutzenswerte Baudenkmaler» bzw. «erhaltenswerte Baudenkmaler, die
Bestandteil einer im Bauinventar aufgenommenen Baugruppe sind» (Art. 10c Satz 1 BauG) genannt wer-
den. Gemass den bundesrechtlichen Vorgaben dirfen Solaranlagen diese Denkmaéaler nicht wesentlich
beeintrachtigen (Art. 18a Abs. 3 Satz 2 RPG). Beeintrachtigt eine Solaranlage ein solches Denkmal we-
sentlich, hat die Baubewilligungsbehérde von Bundesrechts wegen den Bauabschlag zu erteilen. Beein-
trachtigt die Solaranlage ein solches Denkmal nicht wesentlich, so hat die Baubewilligungsbehdrde die
Baubewilligung zu erteilen. Ob ein Baudenkmal durch eine Solaranlage wesentlich beeintréchtigt ist oder
nicht, ist eine Rechtsfrage, welche die Baubewilligungsbehérde gestitzt auf die kantonalen Richtlinien
und einen Fachbericht der Dankmalpflege zu entscheiden hat.

Auch nach kantonalem Recht sind Solaranlagen nur bei denjenigen Gebauden baubewilligungspflichtig,
die im Bauinventar als «schutzenswerte Baudenkmaler» bzw. als «erhaltenswerte Baudenkmaler, die
Bestandteil einer Baugruppe sind» erfasst sind (Art. 7 Abs. 3 BewD mit dem Verweis auf Art. 10c Satz 1
BauG). Bei allen Ubrigen Geb&uden, einschliesslich Gebauden in kommunalen Ortsbildschutzgebieten,
sind Solaranlagen bewilligungsfrei, sofern sie den kantonalen Richtlinien entsprechen. Somit schreibt
das kantonale Recht bereits heute fir Solaranlagen an denjenigen Baudenkmalern eine Baubewiilli-
gungspflicht vor, welche auch nach Bundesrecht der Baubewilligungspflicht unterliegen.

Nach Kenntnis der BaK bestehen innerhalb des heute geltenden Rechtsrahmens gewisse Vollzugsprob-
leme. Unabhéngig von der Behandlung der «Berner Solar-Initiative» und des betreffenden Gegenvor-
schlags sieht die BaK daher vor, eine entsprechende Anderung des Baubewilligungsdekrets anzustos-
sen, um der im Bundesrecht vorgebebenen grundsatzlichen Prioritéat der Solarenergienutzung vor asthe-
tischen Interessen im Vollzug Geltung zu verschaffen.

21
BSG 725.1
Z Richtlinien des Regierungsrates "Bewilligungsfreie Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energien” vom 28. Januar 2015 (RRB 75/2015).
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Artikel 39c des Gegenvorschlags

Abséatze 1 und 2

Im Rahmen der Beratungen zum Energie-Mantelerlass des Bundes hat der Nationalrat einer Solarpflicht
auf grosseren Parkplatzen zugestimmt. Der Standerat lehnte es jedoch unter anderem unter Hinweis auf
die Planungshoheit der Kantone und das kantonale Baurecht ab, diese Bestimmung in den Mantelerlass
des Bundes aufzunehmen. Im Kanton Bern hat der Grosse Rat in der Wintersession 2022 die Motion
«Solarpflicht fir grosse offene Parkierungsanlagen» (Motion 053-2022)22 (iberwiesen. Diese verlangt,
dass neu gebaute offene Parkplatzanlagen oder Parkdecks mit mehr als 20 Parkplatzen, die ganzjahrig
zur Parkierung genutzt werden, mit Photovoltaik-Anlagen zu tUiberdecken sind. Dieselbe Forderung hat
der Grosse Rat in Form des Postulats auch fir bestehende Parkplatzanlagen Uberwiesen.

Die BaK schlagt vor, eine Pflicht zur Solarenergienutzung auf grosseren Parkplatzen in den Gegenvor-
schlag zur «Berner Solar-Initiative» zu integrieren. Die Absétze 1 und 2 des Gegenvorschlags tUberneh-
men die Bestimmung so, wie sie vom Nationalrat bzw. von dessen vorberatender Kommission vorge-
schlagen wurde, sie enthalten jedoch keine Fristen. Geeignete dauerhaft installierte Fahrzeugabstell-
platze fur Personenwagen im Freien sind demnach mit solaraktiven Uberdachungen auszustatten. Fir
neue Parkplatze soll die Pflicht ab einer Grésse von 500 Quadratmetern gelten, fir bestehende Platze ab
1000 Quadratmetern.

Bei neuen Fahrzeugabstellplatzen soll die Pflicht mit Inkrafttreten der Bestimmung gelten, wobei der Zeit-
punkt der Einreichung des Baugesuchs massgebend ware (vgl. Art. 36 Abs. 1 BauG). Deren Einhaltung
ist im Baubewilligungsverfahren zu priifen. Bei der Anpassungspflicht flir bestehende Parkplatze schlagt
die BaK eine Ubergangsbestimmung vor, die eine Ausstattung mit solaraktiven Uberdachungen innert 15
Jahren ab Inkrafttreten des Gegenvorschlags vorsieht (vgl. T2-1).

Absatz 3
Wie bei der Solarpflicht fir Bauten sollen auch bei Parkpléatzen die Eigentiimerinnen und Eigentimer die
Pflicht zur Solarenergienutzung durch Dritte erfiillen lassen kénnen.

Absatz 4

Die Einzelheiten sind durch den Regierungsrat in der Verordnung zu regeln, so die Bertcksichtigung be-
reits bestehender Beschattung sowie Aspekte der Sicherheit und der Gestaltung. Ebenfalls auf Verord-
nungsebene konnen die Mindestanforderungen an die solaraktiven Uberdachungen geregelt werden.

Absatz 5

Analog zu den Bestimmungen des Gegenvorschlags zur Solarpflicht bei Bauten schafft Absatz 5 fur
Fahrzeugabstellplatze eine Ausnahmemdglichkeit von der Pflicht zur Erstellung solaraktiver Uberdachun-
gen, wenn diese technisch nicht moglich oder wirtschaftlich unverhaltnisméssig ist, so etwa bei Fahr-
zeugabstellplatzen in Gebieten ohne Netzanschluss. Zusétzlich sollen Ausnahmen gewéhrt werden,
wenn Mehrfachnutzungen vorliegen und Parkplétze beispielsweise auch fur Markte oder Veranstaltun-
gen genutzt werden.

Artikel 62 Absatz 3 des Gegenvorschlags

Der Gegenvorschlag der BaK ist identisch mit dem Gegenvorschlag des Regierungsrates.

% 2022.RRGR.66
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4, Verhdltnis zu den Richtlinien der Regierungspolitik und anderen wichtigen Planungen

Die Richtlinien der Regierungspolitik 2023-2026 (Engagement 2030) sehen vor, dass der Kanton Bern
Rahmenbedingungen fur eine wirkungsvolle nachhaltige Entwicklung schafft. Gemass Ziel 5.8 soll in der
Raumplanung vorhandener Spielraum im Rahmen der (bundes-)rechtlichen Rahmenbedingungen konse-
guent genutzt werden, um den Ausbau der erneuerbaren Energien und damit die Energiewende zu un-
terstitzen. Falls der Energie-Mantelerlass des Bundes in Kraft tritt, werden sich die bundesrechtlichen
Rahmenbedingungen insbesondere in Bezug auf die Solarenergienutzung andern. Des Weiteren sollen
die Ziele der kantonalen Energiestrategie 2006 bis 2035 erreicht werden. Im Vordergrund stehen einhei-
mische, erneuerbare Energietrager und mehr Energieeffizienz. Das Forderprogramm Energie soll weiter
gestarkt werden. Die Umsetzungsplanung der Energiestrategie beinhaltet mehrere Massnahmen im Be-
reich der Solarenergie, die mit dem vorliegenden Gegenvorschlag unterstiitzt wirden (Massnahme 15-2
«Eigenstromerzeugung bei Neubauten»; M15-15 «Solarenergie auf kantonalen Gebauden und Infra-
struktur»; M20-10 «Saisonale Warmespeicherung férdern»; M20-20 «Forderung grosser PV-Anlagen mit
geringem Eigenverbrauch»; M20-21 «Winterstrom»; M20-22 «Stromspeicher»). Der unmittelbare Hand-
lungsbedarf ergibt sich vorliegend aus der «Berner Solar-Initiative».

5. Auswirkungen

51 Finanzielle Auswirkungen

Der Ausbau der Photovoltaik wird finanziell primar durch den Bund gefordert. Die regionale Solarstrom-
erzeugung wird mittel- bis langfristig zu zusétzlichen Steuereinnahmen fihren.

5.2 Personelle und organisatorische Auswirkungen

Wie aus dem vom Regierungsrat in Auftrag gegebenen Rechtsgutachten?* geschlossen werden kann, ist
bei einer Umsetzung der Initiative mit erheblichem Aufwand und Anpassungen, unter anderem im Bau-
recht, zu rechnen, was personelle und organisatorische Folgen hatte. Die Gegenvorschlage des Regie-
rungsrates und der BaK durften hingegen kaum grosse personelle oder organisatorische Auswirkungen
haben, da sie grundsatzlich keine weiteren Anpassungen des kantonalen Gesetzesrechts bzw. der Voll-
zugsorganisation erfordern.

53 Auswirkungen auf die Gemeinden

Bei der Umsetzung der Initiative wéare mit erheblichem Aufwand und mit Anpassungen, unter anderem im
Baurecht, zu rechnen, was grosse Auswirkungen auf die Gemeinden zur Folge héatte. Die Gegenvor-
schlage hatten dagegen keine grossen Auswirkungen auf die Gemeinden, da sie grundsatzlich keine
weiteren Anpassungen des kantonalen Gesetzesrechts erfordern.

In gewissen Fallen ist ein Konfliktpotenzial auszumachen zwischen Gemeindebaureglementen und den
Bestimmungen der «Berner Solar-Initiative» bzw. der Gegenvorschlage. So enthalten einige Bauordnun-
gen Vorschriften zu Dachformen oder auch zur Dachausrichtung, die der Eignung von Dachflachen im
Sinne der «Berner Solar-Initiative» und der Gegenvorschlage moglicherweise abtréglich sind. Auch sind

# Fohse, Martin/Jager, Christoph/Bachmann, Gregor: «Berner Solar-Initiative». Priifung der Giiltigkeit der Volksinitiative und Hinweise zur Umsetzung. Rechtsgutach-
ten im Auftrag der Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion des Kantons Bern vom 24. Juni 2022. Kellerhals Carrard Bern KIG; vgl. Vortrag des Regierungsrates vom
3. Mai 2023 zum Grossratsbeschluss betreffend die Gesetzesinitiative «Berner Solar-Initiative» und den Gegenvorschlag des Regierungsrates zur Anderung des kantonalen
Energiegesetzes (KEnG).
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in manchen Gemeindebaureglementen Anforderungen an die Begriinung namentlich von Flachdachern
zu finden, die sich mit der Solarenergienutzung zwar in der Regel vereinbaren lassen durften bzw. mus-
sen, aber in der Umsetzung gewisse Herausforderungen mit sich bringen. Ein eigentlicher Rechtskonflikt
zwischen einer im kantonalen Gesetz statuierten Solarpflicht und kommunalen Bauvorschriften ist indes
nicht vorhanden, zumal die kantonalen Bestimmungen als tibergeordnetes Recht den kommunalen Best-
immungen vorgehen. Dies wird im Musterbaureglement des Amtes fir Gemeinden und Raumordnung
(AGR) ausdriicklich festgehalten; ein entsprechender Hinweis findet sich denn auch in den meisten kom-
munalen Baureglementen.

Die Gemeinden haben beim Erlass von baurechtlichen Gestaltungsvorschriften bereits nach geltendem
Recht darauf zu achten, dass diese die effiziente Energienutzung im Gebaude und die aktive oder pas-
sive Nutzung der Sonnenenergie nicht unnétig behindern (Art. 17 KEnG). Es kann sein, dass die Ge-
meinden im Rahmen der baurechtlichen Grundordnung Anpassungen an die Regelungen gemass Ge-
genvorschlag machen mussen, namentlich im Bereich kommunaler Schutzzonen und Schutzobjekte,
baupolizeilicher Vorschriften etc., soweit diese der Umsetzung der neuen Vorschriften im kantonalen
Recht entgegenstehen.

Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass Solaranlagen auf Déachern in aller Regel im Einklang mit kom-
munalen Gestaltungsvorschriften realisiert werden kénnen. Sollte sich die Solarenergienutzung aufgrund
solcher Vorschriften im Einzelfall tatsachlich als technisch nicht mdglich oder wirtschaftlich unverhaltnis-
massig erweisen, besteht gemass Artikel 39a Absatz 5 des Gegenvorschlags von Regierungsrat und
BaK die Mdglichkeit, dass eine Ausnahmebewilligung von der Pflicht zur Solarenergienutzung erteilt
wird.

54 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft

Die volkswirtschaftlichen Auswirkungen von Initiative und Gegenvorschlagen lassen sich aus Studien
zum Ausbau der erneuerbaren Energien des Bundes ableiten. Der Bundesrat hat am 1. Februar 2023
seinen Bericht zu den Auswirkungen der Férderung erneuerbarer Energien und der Energieeffizienz auf
die Beschaftigung?® publiziert. Darin kommt er zum Schluss, dass «im Energie- und Mobilitatssektor [...]
mit einem zusatzlichen Arbeitskraftebedarf von rund 16 500 VZA [Vollzeitstellaquivalenten] im Jahr 2035
und rund 15 500 VZA im Jahr 2050 gerechnet [wird]. Bei den erneuerbaren Energien und der Energieeffi-
zienz ist der Arbeitskraftebedarf im Jahr 2035 um fast 22 000 VZA hoher im Vergleich zum WWB-Szena-
rio [«Weiter wie bisher»] und im Jahr 2050 um fast 24 000 VZA.» Vor allem der Ausbau der Photovoltaik
fuhrt zu einem hohen Arbeitskraftebedarf. Sowohl die Initiative wie auch die Gegenvorschlage haben den
Ausbau der Photovoltaik und Solarthermie zum Ziel, weshalb davon ausgegangen werden kann, dass in
beiden Fallen der volkswirtschaftliche Effekt eher positiv ausfallt. Fir die Geb&dudeeigentimerinnen und -
eigentiimer sind die Investitionen in Abhangigkeit von den neuen Rahmenbedingungen (Anderung kanto-
nales Steuergesetz, Mantelerlass auf Bundesebene) und des Eigenstromverbrauchs mehr oder weniger
kostenneutral.

6. Ergebnis der Vernehmlassung

[wird spater eingefligt]

% per Bundesrat (2023): Arbeitsplatzpotenzial durch Férderung erneuerbarer Energien und Energieeffizienz. Bericht des Bundesrates in Erfiillung des Postulates
19.3562 Nadine Masshardt vom 6. Juni 2019. URL: <https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/75138.pdf> [Stand: 7. November 2023].
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7. Antrag der Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumplanungskommission

[wird spater eingefugt]

Beilagen

— Synopse Gegenvorschlag der BaK (inkl. Spalten mit geltendem Recht und Gegenvorschlag Regierungsrat)

— Antrag des Regierungsrates vom 3. Mai 2023 an den Grossen Rat zum Grossratsbeschluss betreffend die Gesetzesinitiative «Ber-
ner Solar-Initiative» (inkl. Initiativtext)

— Vortrag des Regierungsrates vom 3. Mai 2023 zum Grossratsbeschluss betreffend die Gesetzesinitiative «Berner Solar-Initia-
tive» und den Gegenvorschlag des Regierungsrates zur Anderung des kantonalen Energiegesetzes (KEnG)

— Rechtsgutachten Prof. Dr. Andreas Glaser zur Vereinbarkeit des Gegenvorschlags der BaK zur «Berner Solar-Initiative» mit
der Abstimmungsfreiheit vom 6. November 2023

— Rechtsgutachten Prof. Dr. Andreas Glaser zur Giltigkeit von Art. 59 Abs. 1 KEnG der «Berner Solar-Initiative» vom 15. Sep-
tember 2023

— Rechtsgutachten Dr. Martin Féhse, Dr. Christoph Jager und Dr. Gregor Bachmann, Kellerhals Carrard Bern KIG, «Berner
Solar-Initiative» Prifung der Giltigkeit der Volksinitiative und Hinweise zur Umsetzung vom 24. Juni 2022

15/15



	1. Ausgangslage
	1.1 Initiative und Gegenvorschlag des Regierungsrates
	1.2 Änderung der bundesrechtlichen Grundlagen im Rahmen des «Energie-Mantelerlasses» mit Bezug zur «Berner Solar-Initiative» und zu den Gegenvorschlägen
	Exkurs: Bundesregelung zu Planung und Ausbau des Elektrizitätsnetzes; Anforderungen an Elektrizitätsversorgungsunternehmen


	2. Gültigkeit von Artikel 59 Absatz 1 KEnG der Initiative
	3. Gegenvorschlag der Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumplanungskommission
	3.1 Zielsetzung des Gegenvorschlags
	3.2 Erläuterungen zu den Artikeln des Gegenvorschlags der Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumplanungskommission
	Exkurs: Zusammenhang mit den Vorschriften zur gewichteten Gesamtenergieeffizienz
	Exkurs: Solaranlagen an bestehenden Gebäuden sind bereits heute meistens baubewilligungsfrei


	4. Verhältnis zu den Richtlinien der Regierungspolitik und anderen wichtigen Planungen
	5. Auswirkungen
	5.1 Finanzielle Auswirkungen
	5.2 Personelle und organisatorische Auswirkungen
	5.3 Auswirkungen auf die Gemeinden
	5.4 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft

	6. Ergebnis der Vernehmlassung
	7. Antrag der Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumplanungskommission

